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Die Dienstleistungsrichtlinie (DL-RL) sieht eine Reihe von Verwaltungsvereinfachungen vor, welche es Dienstleistungserbringern und ‑empfängern erleichtern sollen, grenzüberschreitend tätig zu werden. Im Rahmen der Umsetzung der DL-RL wurden bei den Ämtern der Landesregierungen die Einheitlichen Ansprechpartner (EAP) eingerichtet und sind seit 22. Dezember 2009 in Betrieb.

Nachdem das Dienstleistungsgesetz des Bundes (DLG) bis heute vom Nationalrat noch nicht beschlossen wurde, bilden die Beschlüsse der Landesamtsdirektoren​konferenz vom 16. März 2007, 3. April 2008, 26. Juni 2008 und 16. April 2009 sowie die Ergebnisse der Sitzungen der Umsetzungsbeauftragten, der EAP-Vertreter der Länder sowie der Bund-Länder-Städte-Gemeinden-Arbeitgruppe (BLSG) und deren Untergruppen die Grundlage für die Umsetzung der DL-RL in Österreich.
Die Europäische Kommission (EK) sieht nun beim Einheitlichen Ansprechpartner großes Weiterentwicklungspotenzial; die Rede ist von der „Zweiten Generation der EAP“. In Österreich wurde bei der Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie (DL-RL) bisher pragmatisch vorgegangen. Die verpflichtenden Elemente der DL-RL (Mindestumsetzung) wurden fristgerecht umgesetzt. 

Wesentliche Ziele und Forderungen der EK:

Nach Ansicht der EK ist der EAP primär als Stelle zu sehen, wo – unter dem Gesichtspunkt, dass das E-Government als zentrales Element angesehen wird – der Dienstleistungs-Erbringer alle seine Verfahren finden und abwickeln können muss (auch wenn dies über den Anwendungsbereich der DL-RL hinausgeht!). 

Der EAP soll als langfristiges Projekt begriffen werden, der immer wieder verbessert und weiter entwickelt werden soll. Im heurigen Jahr wird ein Benchmark der EAP stattfinden, wo die Informationen sowie die Möglichkeiten in den Mitgliedstaaten zur elektronischen Verfahrensabwicklung verglichen werden sollen. Die EK plant, zum Vergleich der Nutzung der einzelnen EAP-Lösungen statistische Daten zu erheben.

Wesentliche Prioritäten der EK:

· Erweiterung des Informationsangebotes und der elektronischen Abwicklung über die DL-RL hinaus (Steuern, Sozialversicherungs- und Arbeitsrecht etc.);

· Mehrsprachigkeit;

· Darstellung der unterschiedlichen Erfordernisse (falls vorhanden) getrennt nach Niederlassung und grenzüberschreitender Dienstleistungserbringung.

Die von der EK definierten Ziele, Forderungen und Prioritäten – die in erster Linie der Erhöhung der Benutzerfreundlichkeit dienen – stehen in Widerspruch mit den Beschlüssen der Landesamtsdirektorenkonferenz betreffend die Mindestumsetzung der DL-RL. So beschloss die Landesamtsdirektorenkonferenz am 16. April 2009 (Auszug):
Im Sinne einer Mindestumsetzung bedarf es der Klarstellung, dass der EAP nur hinsichtlich der Postkastenfunktion sachlich allzuständig ist, keinesfalls sind die Informationsverpflichtungen nach der DL-RL auch auf jene Angelegenheiten, die nicht in den Anwendungsbereich der DL-RL fallen, zu erstrecken.
Es stellt sich daher die Frage, wie zukünftig der EAP „aufgestellt“ sein soll. Mit welchem Aufwand und mit welchem Ziel sollen die Weiterentwicklungspotenziale des EAP, die unbestritten bestehen, – auch unter Berücksichtigung des Unternehmensserviceportals (USP) – ausgeschöpft werden?

Um eine weiterhin größtmögliche einheitliche Vorgehensweise in allen Bundesländern sicher zu stellen, scheint eine gemeinsame Abstimmung über die weitere Vorgehensweise erforderlich. 

Solange das DLG nicht beschlossen ist, sollte nur dort über die Mindestumsetzung hinausgegangen werden, wo es notwendig und sinnvoll ist. Von einigen EAP werden aufgrund bisheriger Erfahrungen folgende Themen als sinnvoll erachtet:

· Mehrsprachigkeit:
Abgehen von striktem Nein gegenüber Brüssel, da Ö der einzige MS ist, der bisher kein mehrsprachiges Angebot geplant hat. Angeboten werden sollten zumindest Kurzinformationen in Englisch bzw. allenfalls in Sprachen der Nachbarstaaten der jeweiligen Bundesländer (Tschechisch, Slowakisch, Ungarisch, Slowenisch bzw. Italienisch)

· Trennung der Verfahren in Niederlassung / grenzüberschreitende Dienstleistung: 
Da diese Trennung vom Bund angeboten wird, könnte sie vermutlich ohne großen Aufwand auch über die Länder-EAP angeboten werden.

· Erweiterung des Informationsangebotes um Angelegenheiten, die nicht unter die DL-RL fallen, aber von Unternehmen häufig nachgefragt werden:
Länderspezifische Lösungen, z.B. werden in Oberösterreich bereits Informationen über das Baurecht angeboten. 

Beschlussempfehlung von Oberösterreich:

1. Der vorliegende Bericht wird von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Kenntnis genommen.
2. Eine Weiterentwicklung der EAP-Portale über die Mindestumsetzung hinaus soll im Bereich der Mehrsprachigkeit, Trennung der Verfahren in Niederlassung und grenzüberschreitende Dienstleistung und länderspezifisch im Bereich des Informationsangebotes erfolgen.

3. Die Landesamtsdirektorenkonferenz betont die Notwendigkeit, dass die Einrichtung der EAP rasch auch auf eine formelle gesetzliche Basis (Dienstleistungsgesetz des Bundes – DLG) zu stellen wäre.

